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2.2 Gemeinsamer Bericht des Aufsichtsrats und des Vorstands zum Tagesord-
nungspunkt 9 

Aufsichtsrat und Vorstand empfehlen, dass die Hauptversammlung unter dem Tages-
ordnungspunkt 9 dem Haftungs- und Deckungsvergleich zwischen Continental, den 
Ehemaligen Vorstandsmitgliedern, dem Ehemaligen CCO und den D&O-Versicherern 
samt Annex (Vergleichsvereinbarung zwischen Continental und Wolfgang Schäfer) 
zustimmt. Continental beabsichtigt, mit diesem Schritt die Dieselthematik weitestge-
hend abzuschließen. Insbesondere soll dies zivilrechtliche Verantwortlichkeiten von 
Organmitgliedern und Mitarbeitern im Zusammenhang mit der Dieselthematik sowie 
zivilrechtliche Ansprüche im Zusammenhang mit der Aufhebungsvereinbarung von 
Wolfgang Schäfer gegen Zahlung eines substanziellen Vergleichsbetrags erledigen. 

2.2.1 Hintergrund der Vergleichsvereinbarung 

a) Die Dieselthematik bei Continental 

Im Juli 2007 verkündete Continental den Erwerb der Siemens VDO („SVDO“). 
Der Kauf wurde im Dezember 2007 vollzogen. Mit der SVDO übernahm Con-
tinental auch die Entwicklung und Lieferung der Motorsteuerungssoftware für 
den EA 189 von VW („Projekt EA 189“). VW hatte SVDO diesen Auftrag im 
Mai 2006 erteilt. 

Projekt EA 189 stand vor Herausforderungen, die sich insbesondere aus den 
anspruchsvollen neuen EURO 5-Emissionsgrenzwerten ergaben. Die Her-
ausforderungen verstärkten sich dadurch, dass VW aus Kosten- und Platz-
gründen einen verhältnismäßig kleinen Dieselpartikelfilter („DPF“) verwenden 
wollte. Der DPF filtert Rußpartikel, die bei der Verbrennung von Kraftstoff ent-
stehen, damit diese nicht in die Umwelt gelangen. Wenn der Filter voll ist, 
muss er sich durch ein sogenanntes Freibrennen regenerieren. Nach einer 
gewissen Anzahl von Regenerationsvorgängen muss der DPF allerdings aus-
getauscht werden. 

Seine Langlebigkeit erhöht sich, wenn er möglichst langsam beladen wird. 
Allerdings führt eine Reduzierung des Partikelausstoßes aus physikalischen 
Gründen zu einem Anstieg der NOX-Emissionen (sogenannter Ruß-NOX-Tra-
deoff). Ein geringerer Partikelausstoß zur Schonung des verhältnismäßig klei-
nen DPF führte also zwangsläufig zu einem höheren NOX-Ausstoß, der im 
vorliegenden Fall die gesetzlichen Grenzwerte überstieg. Die Motorsteuerung 
des EA 189 für den VW Golf und Golf Plus enthielt jedoch eine Software, die 
gewährleistete, dass diese Grenzwertüberschreitung nicht während der regu-
latorischen Testbedingungen auftrat. 

An der Entwicklung dieser Software war Continental beteiligt, wobei die ent-
sprechenden Unternehmensbereiche heute nicht mehr zu Continental 
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gehören. Technisch funktionierte die verwendete Abschalteinrichtung wie 
folgt: Nach jedem Motorstart war zunächst der sogenannte „Normalmodus„ 
aktiv. In diesem Modus hielten die Fahrzeuge die gesetzlich vorgeschriebe-
nen EURO 5-Emissionsgrenzwerte ein. Sobald jedoch bestimmte Parameter, 
die für regulatorische Testsituationen spezifisch sind, nicht mehr vorlagen, 
schaltete die Software unumkehrbar in den sogenannten „Akustikmodus“. In 
diesem Modus überschritten die Fahrzeuge die gesetzlichen Stickoxidemis-
sionsgrenzwerte um ein Vielfaches, während der Verbrauch und die Parti-
kelemissionen in diesem Modus niedriger ausfielen. 

Am 18. September 2015 wurde die Dieselthematik publik. Die amerikanische 
Umweltbehörde United States Environmental Protection Agency („EPA“) warf 
VW vor, im EA 189 2,0 l sogenannte „defeat devices“ (nach US-Recht unzu-
lässige Abschalteinrichtungen) verbaut und seither hierdurch Umweltschutz-
vorschriften verletzt zu haben. VW-Vertreter informierten Continental-Vertre-
ter kurze Zeit später, dass auch der von Continental belieferte EA 189 eine 
„nicht angemeldete Zykluserkennung oder Abschalteinrichtung“ enthalte und 
VW bei der Beseitigung der Abschalteinrichtung Hilfe von Continental benö-
tige. 

Continental leitete hierzu eine interne Untersuchung ein („Lupus-Untersu-
chung“). Weder die damals verantwortlichen Personen noch die Ursprüngli-
chen Rechtsberater stellten eine unabhängige, ergebnisoffene und umfas-
sende Untersuchung sicher. Trotz der Mängel der Lupus-Untersuchung erga-
ben sich Anhaltspunkte für Fehlverhalten von Continental-Mitarbeitern, Con-
tinental-Führungskräften und einem ehemaligen Vorstandsmitglied, denen 
nicht ordnungsgemäß nachgegangen wurde. 

b) Untersuchung der Dieselthematik und Prüfung von Verantwortlichkeiten 

Am 1. Juli 2020 durchsuchte die Staatsanwaltschaft Hannover erstmals im 
Zusammenhang mit dem EA 189 die Geschäftsräume von Continental. Zwi-
schen September 2020 und Anfang November 2021 kam es zu fünf weiteren 
Durchsuchungen bei Continental und deren Tochtergesellschaften. 

Continental-Verantwortliche beauftragten zunächst erneut die Ursprüngli-
chen Rechtsberater. Der Auftrag umfasste diesmal auch die Unternehmens-
verteidigung und Durchführung einer (weiteren) internen Untersuchung zum 
EA 189. Doch auch diese Untersuchung war mangelhaft und die Ursprüngli-
chen Rechtsberater setzten die von Continental geforderte Kooperation mit 
der Staatsanwaltschaft Hannover nicht um.  

Schließlich setzte die Staatsanwaltschaft Hannover ein Treffen mit mehreren 
Führungskräften des Unternehmens im Beisein der Ursprünglichen Rechts-
berater an. Bei diesen Treffen äußerte die Staatsanwaltschaft harsche Kritik 
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an der bis dahin erfolgten Untersuchung und der zu diesem Zeitpunkt unzu-
reichenden Kooperation. Die Staatsanwaltschaft Hannover lud mehrere Auf-
sichtsratsmitglieder als Zeugen. Sie lastete es bei der späteren Bemessung 
des Bußgelds dem Unternehmen an, dass es bis zu diesem Zeitpunkt man-
gelhaft aufgeklärt und kooperiert habe. 

Im Nachgang zu der Kritik der Staatsanwaltschaft Hannover zog der Auf-
sichtsrat die Untersuchung an sich und wechselte die Rechtsberater. Der Auf-
sichtsrat beschloss, die Rolle von Continental in der Dieselthematik unabhän-
gig und umfassend zu untersuchen, auch um mögliches Fehlverhalten von 
Vorstandsmitgliedern bewerten zu können. Hierfür ließ er von Juni 2021 bis 
September 2024 verschiedene Emissionsthemen und hierzu durchgeführte 
Vorstandsuntersuchungen umfassend und unabhängig untersuchen und be-
auftragte eine hierauf spezialisierte Kanzlei sowie einen forensischen und ei-
nen technischen Sachverständigen. 

Der Aufsichtsrat ließ die Untersuchungsergebnisse rechtlich auf mögliche 
Schadensersatzansprüche prüfen. Am 19. September 2024 befasste sich der 
Aufsichtsrat mit den von seinen Rechtsberatern geprüften Schadensersatz-
ansprüchen und beschloss, die Ehemaligen Vorstandsmitglieder wegen 
Sorgfaltspflichtverletzungen auf Schadensersatz in Höhe von seinerzeit 
ca. EUR 296 Mio. in Anspruch zu nehmen. 

Am 15. November 2024 beschloss zudem der Vorstand, Schadensersatzan-
sprüche gegen den Ehemaligen CCO im Zusammenhang mit der Dieselthe-
matik in etwaige Verhandlungen mit D&O-Versicherern einzubeziehen. 

Die Beschlüsse beruhen auf dem Rechtsrat von Skadden (für den Aufsichts-
rat) sowie GMW und den externen arbeitsrechtlichen Beratern (für den Vor-
stand), die jeweils durchsetzbare Schadensersatzansprüche wegen fahrläs-
siger Pflichtverletzungen bejaht hatten. Die Prüfung erstreckte sich auf die im 
jeweils relevanten Zeitraum amtierenden Vorstandsmitglieder und beteiligte 
nachgeordnete Mitarbeiter. 

Der Vorstand von Continental hat auch geprüft, ob sich die ehemaligen oder 
amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats im Zusammenhang mit der Die-
selthematik pflichtgemäß verhalten haben. Mit dieser Prüfung hat der Vor-
stand ebenfalls die Rechtsanwaltskanzlei GMW beauftragt. GMW kommt zu 
dem Ergebnis, dass keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ehemalige 
oder amtierende Mitglieder des Aufsichtsrats von Continental im Zusammen-
hang mit der Dieselthematik ihre aktienrechtlichen Pflichten verletzt haben 
könnten. 

c) Laufende Verfahren im Zusammenhang mit der Dieselthematik 
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Mit dem Wirksamwerden des Haftungs- und Deckungsvergleichs samt Annex 
schließt Continental die Dieselthematik für Continental weitgehend ab. Con-
tinental verfolgt derzeit Ansprüche gegen die Ursprünglichen Rechtsberater, 
die diese zurückweisen. Daneben läuft nach dem Kenntnisstand von Conti-
nental noch ein Strafverfahren gegen Dr. Karl-Thomas Neumann und drei 
ehemalige Mitarbeiter, wobei Continental an diesen Verfahren nicht beteiligt 
ist. 

d) Schadensersatzansprüche von Continental gegen ehemalige Vorstandsmitglieder 

Continental ist der Auffassung, im Zusammenhang mit der Dieselthematik 
durchsetzbare Schadensersatzansprüche in erheblicher Höhe gegen insge-
samt sechs ehemalige Vorstandsmitglieder zu haben. 

(1) Dr. Karl-Thomas Neumann 

Dr. Karl-Thomas Neumann war vom 1. Oktober 2004 bis zum 12. August 
2009 Mitglied des Vorstands von Continental und für das Ressort „Automotive 
Systems“ zuständig, das ab 2007 auch das Ressort „Powertrain“ umfasste. 
Vom 1. September 2008 bis zu seinem Ausscheiden aus dem Vorstand am 
12. August 2009 bekleidete er auch das Amt des Vorstandsvorsitzenden. 

Dr. Karl-Thomas Neumann hat nach Auffassung von Continental seine ak-
tienrechtlichen Sorgfaltspflichten in fahrlässiger Weise verletzt, indem er: 

• es unterließ, ihm spätestens am 8. Dezember 2008 bekannt gewor-
dene konkrete Anhaltspunkte für mögliches Fehlverhalten von Conti-
nental-Mitarbeitern bei der Entwicklung und dem Vertrieb von Fahr-
zeugen von VW mit dem Motor EA 189 aufzuklären, festgestellte 
Rechtsverstöße  abzustellen und gegebenenfalls zu ahnden und 

• es im Zuge der Integration der SVDO unterließ, als verantwortliches 
Vorstandsmitglied für das Ressort Powertrain ein System zu schaffen, 
das die Einhaltung rechtlicher Vorgaben der Produkte der Business 
Unit Engine Systems sicherstellte; insbesondere unterließ er es, Mit-
arbeiter auszuwählen, zu instruieren und zu überwachen, die sicher-
stellten, dass diese Produkte den rechtlichen Vorgaben entsprachen. 
Die Business Unit Engine Systems belieferte später VW mit der Re-
levanten Software. 

Spätestens am 8. Dezember 2008 erhielt Dr. Karl-Thomas Neumann kon-
krete Hinweise auf Fehlverhalten von damaligen Continental-Mitarbeitern bei 
der Entwicklung des EA 189 von VW. Er wusste spätestens seit diesem Zeit-
punkt von verschiedenen Modi mit unterschiedlichen Emissionen innerhalb 
der Motorsteuerungssoftware, mit denen VW die Zertifizierung für den 
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EA 189 erhalten hatte. Er erfuhr im gleichen Moment, dass Continental-Mit-
arbeiter an der Entwicklung dieser Modi arbeiteten. 

Dr. Karl-Thomas Neumann verlangte dennoch keine Aufklärung und veran-
lasste auch sonst keine Maßnahmen, um die Zulässigkeit der Software si-
cherzustellen. 

In seiner Rolle als verantwortliches Vorstandsmitglied für das Ressort Auto-
motive Systems war Dr. Karl-Thomas Neumann auch für die Integration der 
SVDO mitverantwortlich. Durch diese Akquisition entstanden neue Risiken, 
insbesondere im Bereich der umweltrechtlichen Regulatorik. Obwohl Dr. Karl-
Thomas Neumann dies erkannte, versäumte er es, ein System einzurichten, 
das die Rechtskonformität der Produkte der Business Unit Engine Systems 
sicherstellte. 

Dr. Karl-Thomas Neumann hat den Vorwurf einer Sorgfaltspflichtverletzung 
durch die von ihm beauftragten Rechtsanwälte zurückgewiesen und ist den 
geltend gemachten Ansprüchen entgegengetreten. 

(2) Manfred Wennemer 

Manfred Wennemer gehörte dem Vorstand von Continental vom 1. Mai 1998 
bis zum 31. August 2008 an. Ab dem 11. September 2001 und bis zu seinem 
Ausscheiden aus dem Vorstand bekleidete er das Amt des Vorstandsvorsit-
zenden. Von 1998 bis 2005 war er außerdem für das Ressort „ContiTech“ 
zuständig. Er war von 2001 bis 2003 zudem für das Ressort „Personenwa-
genreifen“ zuständig und im Jahr 2003 war er Arbeitsdirektor Personal. 

Manfred Wennemer hat nach Auffassung von Continental seine aktienrecht-
lichen Sorgfaltspflichten in fahrlässiger Weise verletzt, indem er es im Zuge 
der Integration der SVDO unterließ, als verantwortliches Vorstandsmitglied 
für die Integration ein  System zu schaffen, das die Einhaltung rechtlicher 
Vorgaben der Produkte der Business Unit Engine Systems sicherstellte; ins-
besondere unterließ er es, Mitarbeiter auszuwählen, zu instruieren und zu 
überwachen, die sicherstellten, dass diese Produkte den rechtlichen Vorga-
ben entsprachen. 

In seiner Rolle als Vorstandsvorsitzender war er für die Integration der SVDO 
mitverantwortlich. Durch diese Akquisition entstanden neue Risiken, insbe-
sondere im Bereich der umweltrechtlichen Regulatorik. Obwohl Manfred 
Wennemer dies erkannte, versäumte er es, ein System einzurichten, das die 
Rechtskonformität der Produkte der Business Unit Engine Systems sicher-
stellte. 
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Manfred Wennemer hat den Vorwurf einer Sorgfaltspflichtverletzung durch 
die von ihm beauftragten Rechtsanwälte zurückgewiesen und ist den geltend 
gemachten Ansprüchen entgegengetreten. 

(3) Dr. Alan Hippe 

Dr. Alan Hippe war vom 1. Juni 2002 bis zum 28. Februar 2009 Mitglied des 
Vorstands von Continental und für die Bereiche „Finanzen, Controlling und 
Recht“ zuständig. Ab 2007 war das von ihm geführte Ressort als „Finanzen, 
Controlling, IT und Recht“ ausgewiesen. Zudem fielen die Ressorts „PKW-
Reifen“ (ab dem 1. August 2008) und „Rubber Group“ (ab 2008) bis zu sei-
nem Ausscheiden in seinen Verantwortungsbereich. 

Dr. Alan Hippe hat nach Auffassung von Continental seine aktienrechtlichen 
Sorgfaltspflichten in fahrlässiger Weise verletzt, indem er es im Zuge der In-
tegration der SVDO unterließ, als verantwortliches Vorstandsmitglied für die 
Integration ein  System zu schaffen, das die Einhaltung rechtlicher Vorgaben 
der Produkte der Business Unit Engine Systems sicherstellte; insbesondere 
unterließ er es, Mitarbeiter auszuwählen, zu instruieren und zu überwachen, 
die sicherstellten, dass diese Produkte den rechtlichen Vorgaben entspra-
chen. 

In seiner Rolle als Vorstandsmitglied für unter anderem das Ressort Recht 
war Dr. Alan Hippe für die Integration der SVDO mitverantwortlich. Durch 
diese Akquisition entstanden neue Risiken, insbesondere im Bereich der um-
weltrechtlichen Regulatorik. Obwohl Dr. Alan Hippe dies erkannte, versäumte 
er es, ein System einzurichten, das die Rechtskonformität der Produkte der 
Business Unit Engine Systems sicherstellte. 

Dr. Alan Hippe hat den Vorwurf einer Sorgfaltspflichtverletzung durch die von 
ihm beauftragten Rechtsanwälte zurückgewiesen und ist den geltend ge-
machten Ansprüchen entgegengetreten. 

(4) Wolfgang Schäfer 

Wolfgang Schäfer wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2010 zum Vorstandsmit-
glied von Continental bestellt. In dieser Funktion war er während seiner ge-
samten Amtszeit zuständig für das Ressort Finanzen, Controlling, IT und 
Recht, das ab 2011 auch den Bereich Compliance umfasste. Er übte sein 
Amt bis zu seiner Niederlegung am 17. November 2021 aus. 

Wolfgang Schäfer hat nach Auffassung von Continental seine aktienrechtli-
chen Sorgfaltspflichten in fahrlässiger Weise verletzt, indem er: 

• es unterließ, ihm im Herbst 2015 bekannt gewordene konkrete An-
haltspunkte für Rechtsverstöße bei Continental im Zusammenhang 
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mit der Entwicklung und dem Vertrieb von Fahrzeugen von VW mit 
dem Motor EA 189 dem Gesamtvorstand mitzuteilen und dadurch ei-
nen Vorstandsbeschluss über die Durchführung einer ergebnisoffe-
nen Untersuchung herbeizuführen; er stellte in der Folge auch nicht 
sicher, dass festgestellte Rechtsverstöße abgestellt wurden; vielmehr 
ließ er – ohne eine Beschlussfassung des Gesamtvorstands hierzu – 
zu, dass eine ergebnisgetriebene, auf Verteidigung gegenüber VW 
ausgerichtete Untersuchung durch die Ursprünglichen Rechtsberater 
durchgeführt wurde; 

• es unterließ, gegenüber dem Aufsichtsrat einen ordnungsgemäßen 
Bericht über die konkreten Anhaltspunkte für Rechtsverstöße bei 
Continental, insbesondere auch die ihm bekannte Involvierung eines 
ehemaligen Vorstandsmitglieds, im Zusammenhang mit der Entwick-
lung und dem Vertrieb des EA 189 zu erstatten oder durch den Ge-
samtvorstand erstatten zu lassen, und nicht sicherstellte, dass ord-
nungsgemäß über die hierzu durchgeführte Untersuchung berichtet 
wurde; 

• es unterließ, ihm Anfang Oktober 2015 bekannt gewordene konkrete 
Anhaltspunkte dafür, dass unzulässige Softwarefunktionen neben 
dem EA 189 auch in weiteren von Continental belieferten Motorsteu-
erungen enthalten waren, dem Gesamtvorstand mitzuteilen und ei-
nen Vorstandsbeschluss über die Durchführung einer ergebnisoffe-
nen Untersuchung zu erwirken; er stellte in der Folge auch nicht si-
cher, dass festgestellte Rechtsverstöße abgestellt wurden; 

• es unterließ, gegenüber dem Aufsichtsrat einen ordnungsgemäßen 
Bericht entweder selbst oder durch den Gesamtvorstand über diese 
Anhaltspunkte zu erstatten; 

• es im Zuge der Weiterentwicklung der Compliance-Organisation un-
terließ, ein System zu schaffen, das die Einhaltung rechtlicher Vorga-
ben der Produkte der Business Unit Engine Systems sicherstellte; ins-
besondere unterließ er es, Mitarbeiter auszuwählen, zu instruieren 
und zu überwachen, die sicherstellten, dass diese Produkte den 
rechtlichen Vorgaben entsprachen; 

• falsche Berichte gegenüber dem Prüfungsausschuss des Aufsichts-
rats am 29. Februar 2016, dass Continental über ein bewährtes tech-
nisches Compliance Management System verfüge, nicht korrigierte; 
und 

• auch nach Durchsuchungen der Staatsanwaltschaften Frankfurt am 
Main und Hannover in den Jahren 2020 und 2021 seinen 
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Vorstandskollegen und dem Aufsichtsrat nicht ordnungsgemäß über 
seine 2015 und 2016 gewonnenen Erkenntnisse berichtete. 

Am 18. September 2015 erfuhr die Öffentlichkeit, dass VW in seinen in den 
USA vertriebenen Fahrzeugen mit 2,0 l Dieselmotor unzulässige Abschaltein-
richtungen verwendete. Kurze Zeit später erfuhr Wolfgang Schäfer, dass 
auch der von Continental belieferte VW-Motor EA 189 eine „nicht angemel-
dete Zykluserkennung oder Abschalteinrichtung“ enthielt. Da VW bei der Be-
seitigung der „nicht angemeldete[n] Zykluserkennung oder Abschalteinrich-
tung“ offenbar auf die Hilfe von Continental-Mitarbeitern angewiesen war, 
musste Wolfgang Schäfer von Folgendem ausgehen: Mitarbeiter von Conti-
nental hatten so tiefe Einblicke in das System, dass sie auch Kenntnis von 
der Abschalteinrichtung haben mussten. Im Laufe der folgenden Wochen 
wurde dies bestätigt. Wolfgang Schäfer erhielt im Laufe der Untersuchung 
sogar Hinweise darauf, dass Continental-Mitarbeiter an der Entwicklung der 
Zykluserkennung mitgewirkt hatten und der damalige Vorstandsvorsitzende 
Kenntnis hiervon hatte. 

Wolfgang Schäfer erhielt Anfang Oktober 2015 Hinweise darauf, dass unzu-
lässige Softwarefunktionen neben dem EA 189 auch in weiteren von Conti-
nental belieferten Motorsteuerungen enthalten waren. Er veranlasste jedoch 
nicht, dass diese Anhaltspunkte ordnungsgemäß aufgeklärt wurden und Fehl-
verhalten abgestellt und geahndet wurde. 

Wolfgang Schäfer teilte die vorgenannten Informationen auch nicht dem Ge-
samtvorstand oder dem Aufsichtsrat mit. Dadurch konnten weder der Ge-
samtvorstand noch der Aufsichtsrat die rechtlich gebotene unabhängige, er-
gebnisoffene und umfassende Untersuchung einleiten. Stattdessen beauf-
tragten Wolfgang Schäfer, Dr. Elmar Degenhart und José Avila den Ehema-
ligen CCO und die damalige Head of Corporate Compliance ohne Beteiligung 
des Gesamtvorstands, eine Untersuchung einzuleiten. Diese wurde nicht er-
gebnisoffen durchgeführt, was für Wolfgang Schäfer erkennbar war. Die mit 
der Untersuchung befassten Personen vermittelten dem Gesamtvorstand 
und dem Aufsichtsrat dennoch den Eindruck, dass Fehlverhalten von Mitar-
beitern ergebnisoffen untersucht werden sollte und würde. Auch gab Wolf-
gang Schäfer dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses des Aufsichtsrats 
entsprechende Fehlinformationen. 

Wolfgang Schäfer stellte nicht sicher, dass die im Herbst 2015 eingeleitete 
interne Untersuchung ergebnisoffen geführt wurde. Dies war mitursächlich 
dafür, dass diese zu dem unvertretbaren Ergebnis kam, dass keine Anhalts-
punkte für Fehlverhalten von Continental-Leitungspersonen ermittelt worden 
seien und Continental kein Bußgeld und keine Einziehung drohe. Dabei 
wusste Wolfgang Schäfer, dass den Ursprünglichen Rechtsberatern tatsäch-
lich Anhaltspunkte für eine mögliche Pflichtverletzung von Dr. Karl-Thomas 
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Neumann vorlagen. Continental stellte Fehlverhalten nicht ab, ahndete dies 
nicht und verbesserte auch das Compliance Management System ("CMS") 
von Continental nicht. Die unverzügliche Verbesserung der Systeme im Jahr 
2015 hätte die Auslieferung einiger Fahrzeuge mit unzulässigen Abschaltein-
richtungen von Continental noch verhindern können. 

Weitere Pflichtverletzungen Wolfgang Schäfers gehen noch weiter zurück. Er 
hätte nach Auffassung von Continental im Rahmen der Neuaufstellung des 
CMS zu Januar 2011 ein System schaffen müssen, das die Einhaltung recht-
licher Vorgaben der Produkte der Business Unit Engine Systems sicher-
stellte. Dies tat er nicht. 

Im Jahr 2010 beabsichtigte der Vorstand auf Anregung des Aufsichtsrats, die 
Compliance-Organisation von Continental umfassend zu verbessern. Wolf-
gang Schäfer, der mit der Umsetzung befasst war, ging – ohne dies zu prü-
fen – davon aus, dass die Fachfunktionen die Aufgabe des Compliance Ma-
nagements schon seit langem einwandfrei wahrnähmen. Hätte Wolfgang 
Schäfer eine Prüfung veranlasst, wäre aufgefallen, dass die Business Unit 
Engine Systems kein System hatte, das die Einhaltung rechtlicher Vorgaben 
ihrer Produkte sicherstellte. Aufgrund der Annahme, dass schon ein funktio-
nierendes System bestand, wurden keine Verbesserungen in diesem Bereich 
vorgenommen, was zu den oben geschilderten Folgen führte. 

Auch als der Aufsichtsrat den Vorstand nach Bekanntwerden der Dieselthe-
matik darum bat zu prüfen, ob „technische Prozesse und die Produktentwick-
lung stärker in die Arbeit von Compliance und Revision einbezogen werden 
können“, ließ Wolfgang Schäfer keine hinreichende Analyse durchführen. Er 
intervenierte auch nicht, als der Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats in sei-
nem Beisein falsch informiert wurde. 

Wolfgang Schäfers Fehlverhalten war mitursächlich dafür, dass Staatsan-
waltschaften in den Jahren 2020 und 2021 mehrere Durchsuchungen im Kon-
zern durchführten und hohe Bußgelder gegen Continental verhängten. Auch 
nach diesen Durchsuchungen berichtete Wolfgang Schäfer seinen Vor-
standskollegen und dem Aufsichtsrat nicht ordnungsgemäß über seine 2015 
und 2016 gewonnenen Erkenntnisse. 

Wolfgang Schäfer hat den Vorwurf einer Sorgfaltspflichtverletzung durch die 
von ihm beauftragten Rechtsanwälte zurückgewiesen und ist den geltend ge-
machten Ansprüchen entgegengetreten. 

(5) José Avila 

José Avila wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2010 zum Vorstandsmitglied der 
Continental bestellt. Er übte sein Amt bis zu seiner Niederlegung am 
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30. September 2018 aus. In dieser Funktion war er während seiner gesamten 
weiteren Amtszeit zuständig für das Ressort „Powertrain“.  

José Avila hat nach Auffassung von Continental seine aktienrechtlichen Sorg-
faltspflichten in fahrlässiger Weise verletzt, indem er: 

• es unterließ, ihm im Herbst 2015 bekannt gewordene konkrete An-
haltspunkte für Rechtsverstöße bei Continental im Zusammenhang 
mit der Entwicklung und dem Vertrieb von Fahrzeugen von VW mit 
dem Motor EA 189 dem Gesamtvorstand mitzuteilen und dadurch ei-
nen Vorstandsbeschluss über die Durchführung einer ergebnisoffe-
nen Untersuchung herbeizuführen; er stellte in der Folge auch nicht 
sicher, dass festgestellte Rechtsverstöße abgestellt wurden; vielmehr 
ließ er – ohne eine Beschlussfassung des Gesamtvorstands hierzu – 
zu, dass eine ergebnisgetriebene, auf Verteidigung gegenüber VW 
ausgerichtete Untersuchung durch die Ursprünglichen Rechtsberater 
durchgeführt wurde; 

• es unterließ, gegenüber dem Aufsichtsrat einen ordnungsgemäßen 
Bericht über die konkreten Anhaltspunkte für Rechtsverstöße bei 
Continental im Zusammenhang mit der Entwicklung und dem Vertrieb 
des EA 189 zu erstatten oder durch den Gesamtvorstand erstatten zu 
lassen, und nicht sicherstellte, dass ordnungsgemäß über die hierzu 
durchgeführte Untersuchung berichtet wurde; 

• es unterließ, ihm Anfang Oktober 2015 bekannt gewordene konkrete 
Anhaltspunkte dafür, dass unzulässige Softwarefunktionen neben 
dem EA 189 auch in weiteren von Continental belieferten Motorsteu-
erungen enthalten waren, dem Gesamtvorstand mitzuteilen und ei-
nen Vorstandsbeschluss über die Durchführung einer ergebnisoffe-
nen Untersuchung zu erwirken; er stellte in der Folge auch nicht si-
cher, dass festgestellte Rechtsverstöße abgestellt wurden; 

• es unterließ, gegenüber dem Aufsichtsrat einen ordnungsgemäßen 
Bericht über diese Anhaltspunkte zu erstatten oder durch den Ge-
samtvorstand erstatten zu lassen; 

• es unterließ, als verantwortliches Vorstandsmitglied für das Ressort 
Powertrain ein System zu schaffen, das die Einhaltung rechtlicher 
Vorgaben der Produkte der Business Unit Engine Systems sicher-
stellte; insbesondere unterließ er es, Mitarbeiter auszuwählen, zu in-
struieren und zu überwachen, die sicherstellten, dass diese Produkte 
den rechtlichen Vorgaben entsprachen. 

Auch José Avila erfuhr kurze Zeit nach Veröffentlichung der VW NoV in Ge-
sprächen mit Dr. Elmar Degenhart von der „nicht angemeldete[n] 
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Zykluserkennung oder Abschalteinrichtung“ in dem von Continental beliefer-
ten VW-Motor EA 189. Er erfuhr auch, dass VW Continental um Hilfe bei der 
Beseitigung dieser „nicht angemeldete[n] Zykluserkennung oder Abschaltein-
richtung“ bei gleichzeitiger Einhaltung der Emissionsvorgaben gebeten hatte. 
Auch er musste davon ausgehen, dass Continental-Mitarbeiter Kenntnis von 
der Abschalteinrichtung haben mussten, was sich im Laufe der folgenden 
Wochen bestätigte. José Avila erhielt sogar Hinweise darauf, dass Continen-
tal-Mitarbeiter an der Entwicklung der Zykluserkennung mitgewirkt hatten. 

José Avila erhielt Anfang Oktober 2015 Hinweise darauf, dass unzulässige 
Softwarefunktionen auch in weiteren von Continental belieferten Motorsteue-
rungen (neben derjenigen des EA 189) enthalten waren. Er veranlasste je-
doch nicht, dass diese Hinweise ordnungsgemäß aufgeklärt wurden und 
Fehlverhalten abgestellt und geahndet wurde. 

José Avila teilte die vorgenannten Informationen auch nicht dem Gesamtvor-
stand oder dem Aufsichtsrat mit. Dadurch konnten weder der Gesamtvor-
stand noch der Aufsichtsrat die rechtlich gebotene unabhängige, ergebnisof-
fene und umfassende Untersuchung einleiten. Stattdessen beauftragten José 
Avila, Dr. Elmar Degenhart und Wolfgang Schäfer den Ehemaligen CCO und 
die damalige Head of Corporate Compliance ohne Beteiligung des Gesamt-
vorstands, eine Untersuchung einzuleiten. Diese wurde erkennbar nicht er-
gebnisoffen durchgeführt. 

José Avila stellte nicht sicher, dass die im Herbst eingeleitete interne Unter-
suchung ergebnisoffen geführt wurde. Dies war mitursächlich dafür, dass sie 
zu dem unvertretbaren Ergebnis kam, dass keine Anhaltspunkte für Fehlver-
halten von Continental-Leitungspersonen ermittelt worden seien und Conti-
nental kein Bußgeld und keine Einziehung drohe. Fehlverhalten wurde nicht 
abgestellt und geahndet und Continental verbesserte sein CMS nicht. Die so-
fortige Verbesserung der Systeme im Jahr 2015 hätte die Auslieferung einiger 
Fahrzeuge mit unzulässigen Abschalteinrichtungen von Continental noch 
verhindern können. 

Weitere Pflichtverletzungen José Avilas gehen noch weiter zurück. In seiner 
Rolle als für das Ressort Powertrain verantwortliches Vorstandsmitglied hätte 
er schon bei Aufnahme seiner Tätigkeit, spätestens aber im Rahmen der Neu-
aufstellung des CMS zu Januar 2011 ein System schaffen müssen, das die 
Einhaltung rechtlicher Vorgaben der Produkte der Business Unit Engine Sys-
tems sicherstellte. José Avila unternahm jedoch nichts dergleichen. 

Als der Vorstand im Jahr 2010 auf Anregung des Aufsichtsrats die Compli-
ance-Organisation von Continental umfassend verbessern wollte, hinter-
fragte und überprüfte José Avila nicht die Aussage, dass die Fachfunktionen 
für das Compliance Management zuständig seien. Hätte José Avila selbst 
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eine Prüfung veranlasst, wäre aufgefallen, dass die Business Unit Engine 
Systems kein System hatte, das die Einhaltung rechtlicher Vorgaben ihrer 
Produkte sicherstellte. Aufgrund der Annahme, dass schon ein funktionieren-
des System bestand, wurden keine Verbesserungen in diesem Bereich vor-
genommen, was zu den oben geschilderten gravierenden Folgen führte. 

José Avilas Fehlverhalten war mitursächlich dafür, dass Staatsanwaltschaf-
ten in den Jahren 2020 und 2021 mehrere Durchsuchungen im Konzern 
durchführten und hohe Bußgelder gegen Continental verhängten. 

José Avila hat den Vorwurf einer Sorgfaltspflichtverletzung durch den von ihm 
beauftragten Rechtsanwalt zurückgewiesen und ist den geltend gemachten 
Ansprüchen entgegengetreten. 

(6) Dr. Elmar Degenhart 

Dr. Elmar Degenhart wurde mit Wirkung zum 12. August 2009 zum Vor-
standsmitglied und Vorstandsvorsitzenden von Continental bestellt. Er übte 
sein Amt bis zu seiner Niederlegung am 30. November 2020 aus. In seinen 
Verantwortungsbereich fielen während dieses Zeitraums die Bereiche „Unter-
nehmenskommunikation“ (ab 2020: „Group Communications and Public Af-
fairs“) sowie „Qualität und Umwelt Konzern“ (ab 2020: „Group Total Quality 
Management“). Ab dem Jahr 2011 fielen ferner die Funktionen „Continental 
Business Systems“ (bis 2020) und „Zentralfunktionen Automotive“ (bis 
31. März 2019) in seine Zuständigkeit. 

Dr. Elmar Degenhart hat nach Auffassung von Continental seine aktienrecht-
lichen Sorgfaltspflichten in fahrlässiger Weise verletzt, indem er: 

• es unterließ, ihm im Herbst 2015 bekannt gewordene konkrete An-
haltspunkte für Rechtsverstöße bei Continental im Zusammenhang 
mit der Entwicklung und dem Vertrieb von Fahrzeugen von VW mit 
dem Motor EA 189 dem Gesamtvorstand mitzuteilen und dadurch ei-
nen Vorstandsbeschluss über die Durchführung einer ergebnisoffe-
nen Untersuchung herbeizuführen; er stellte in der Folge auch nicht 
sicher, dass festgestellte Rechtsverstöße abgestellt wurden; vielmehr 
ließ er – ohne eine Beschlussfassung des Gesamtvorstands hierzu – 
zu, dass eine ergebnisgetriebene, auf Verteidigung gegenüber VW 
ausgerichtete Untersuchung durch die Ursprünglichen Rechtsberater 
durchgeführt wurde; 

• es unterließ, gegenüber dem Aufsichtsrat einen ordnungsgemäßen 
Bericht über die konkreten Anhaltspunkte für Rechtsverstöße bei 
Continental im Zusammenhang mit der Entwicklung und dem Vertrieb 
des EA 189 zu erstatten oder durch den Gesamtvorstand erstatten zu 
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lassen, und nicht sicherstellte, dass ordnungsgemäß über die hierzu 
durchgeführte Untersuchung berichtet wurde; 

• es unterließ, ihm Anfang Oktober 2015 bekannt gewordene konkrete 
Anhaltspunkte dafür, dass unzulässige Softwarefunktionen neben 
dem EA 189 auch in weiteren von Continental belieferten Motorsteu-
erungen enthalten waren, dem Gesamtvorstand mitzuteilen und ei-
nen Vorstandsbeschluss über die Durchführung einer ergebnisoffe-
nen Untersuchung zu erwirken; er stellte in der Folge auch nicht si-
cher, dass festgestellte Rechtsverstöße abgestellt wurden; 

• es unterließ, gegenüber dem Aufsichtsrat einen ordnungsgemäßen 
Bericht über diese Anhaltspunkte zu erstatten oder durch den Ge-
samtvorstand erstatten zu lassen; 

Wie oben geschildert, erfuhr Dr. Elmar Degenhart kurze Zeit nach Veröffent-
lichung der VW NoV persönlich durch einen Anruf einer VW-Führungskraft, 
dass auch der von Continental belieferte VW-Motor EA 189 eine „nicht ange-
meldete Zykluserkennung oder Abschalteinrichtung“ enthielt und VW Hilfe bei 
der Beseitigung benötige. Auch Dr. Elmar Degenhart musste davon ausge-
hen, dass Continental-Mitarbeiter Kenntnis von der Abschalteinrichtung ha-
ben mussten, was sich im Laufe der folgenden Wochen bestätigte. Auch 
Dr. Elmar Degenhart erhielt Hinweise darauf, dass Continental-Mitarbeiter an 
der Entwicklung der Zykluserkennung mitgewirkt hatten. Schon im Oktober 
2015 erklärten Continental-Mitarbeiter Dr. Elmar Degenhart anhand einer 
Präsentation die genaue Funktionsweise der Continental-spezifischen Ab-
schalteinrichtung, über deren Funktionsweise zu diesem Zeitpunkt öffentlich 
noch keine Informationen verfügbar waren. 

Dr. Elmar Degenhart erhielt Anfang Oktober 2015 Hinweise darauf, dass un-
zulässige Softwarefunktionen auch in weiteren von Continental belieferten 
Motorsteuerungen (neben derjenigen des EA 189) enthalten waren. Er ver-
anlasste jedoch nicht, dass diese Anhaltspunkte ordnungsgemäß aufgeklärt 
wurden und Fehlverhalten abgestellt und geahndet wurde. 

Dr. Elmar Degenhart teilte die vorgenannten Informationen auch nicht dem 
Gesamtvorstand oder dem Aufsichtsrat mit. Dadurch konnte weder der Ge-
samtvorstand noch der Aufsichtsrat die rechtlich gebotene unabhängige, er-
gebnisoffene und umfassende Untersuchung einleiten. Stattdessen beauf-
tragten Dr. Elmar Degenhart, Wolfgang Schäfer und José Avila den Ehema-
ligen CCO und die damalige Head of Corporate Compliance ohne Beteiligung 
des Gesamtvorstands, eine Untersuchung einzuleiten. Diese wurde erkenn-
bar nicht ergebnisoffen durchgeführt. 
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Dr. Elmar Degenhart stellte nicht sicher, dass die im Herbst 2015 eingeleitete 
interne Untersuchung ergebnisoffen geführt wurde. Dies war mitursächlich 
dafür, dass diese zu dem unvertretbaren Ergebnis kam, dass keine Anhalts-
punkte für Fehlverhalten von Continental-Leitungspersonen ermittelt worden 
seien und Continental kein Bußgeld und keine Einziehung drohe. Fehlverhal-
ten wurde nicht abgestellt und geahndet und Continental verbesserte sein 
CMS nicht. Die mit der Untersuchung befassten Personen vermittelten dem 
Gesamtvorstand und dem Aufsichtsrat den falschen Eindruck, dass Fehlver-
halten von Mitarbeitern ergebnisoffen untersucht werden sollte und wurde. 

Dr. Elmar Degenharts Fehlverhalten war mitursächlich dafür, dass Staatsan-
waltschaften in den Jahren 2020 und 2021 mehrere Durchsuchungen im Kon-
zern durchführten und hohe Bußgelder gegen Continental verhängten. 

Dr. Elmar Degenhart hat den Vorwurf einer Sorgfaltspflichtverletzung durch 
die von ihm beauftragten Rechtsanwälte zurückgewiesen und ist den geltend 
gemachten Ansprüchen entgegengetreten. 

e) Schadensersatzansprüche von Continental gegen andere Vorstandsmitglieder 

Continental ist der Auffassung, dass auch Andreas Wolf seine Sorgfaltspflich-
ten verletzt hat. Allerdings hatte der Aufsichtsrat die Verfolgung zunächst zu-
rückgestellt und die dadurch verursachten Schadenspositionen bei ehemali-
gen Vorstandsmitgliedern geltend gemacht, die diese Schadenspositionen 
mitverursacht haben. 

Die Untersuchung des Aufsichtsrats ergab eine fahrlässige Pflichtverletzung 
von Andreas Wolf im Zusammenhang mit der Dieselthematik. Andreas Wolf 
erfuhr spätestens am 3. März 2021, dass (i) Continental für den EA 189 eine 
Software zur Verfügung gestellt hatte, die darauf ausgerichtet war, eine Ab-
schalteinrichtung zu ermöglichen, (ii) Continental an der Bedatung dieser 
Software mitgewirkt hatte und (iii) Continental Zugriff auf alle Kalibrationsda-
ten für diese Software gehabt haben musste. Diese Informationen waren den 
restlichen Vorstandsmitgliedern überwiegend und dem Aufsichtsrat zu die-
sem Zeitpunkt nicht bekannt. Dennoch gab Andreas Wolf diese Informationen 
nicht an den Gesamtvorstand und den Aufsichtsrat weiter. Andreas Wolf er-
möglichte es dem Gesamtvorstand und dem Aufsichtsrat dadurch nicht, die 
Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft Hannover verständig zu bewerten 
und die Folgen für das Unternehmen richtig einzuschätzen und entsprechend 
zu reagieren. 

Im September 2024 vertagte der Aufsichtsrat vorerst die Entscheidung, ob 
Ansprüche gegen Andreas Wolf verfolgt werden sollten, aus folgenden Grün-
den: Der Schaden, der aus der Sorgfaltspflichtverletzung von Andreas Wolf 
resultierte, war wegen komplexer Kausalitätsfragen schwierig zu bemessen, 
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aber jedenfalls gering. Continental konnte den potentiellen Schaden vollum-
fänglich von anderen, als Gesamtschuldner haftenden Vorstandsmitgliedern 
fordern. Etwaige Ansprüche gegen Andreas Wolf würden frühestens im Jahr 
2030 verjähren. Mit Wirksamwerden des Haftungs- und Deckungsvergleich 
werden auch diese Ansprüche erledigt. 

Abgesehen davon hat Continental auf Grundlage der Untersuchung keine 
Pflichtverletzungen weiterer ehemaliger oder aktiver Vorstandsmitglieder von 
Continental im Zusammenhang mit der Dieselthematik festgestellt. 

f) Schadensersatzansprüche von Continental im Übrigen 

Im Übrigen ist Continental der Ansicht, einen Schadensersatzanspruch ge-
gen den Ehemaligen CCO im Zusammenhang mit der Dieselthematik zu ha-
ben. Am 15. November 2024 beschloss der Vorstand diese Ansprüche in et-
waige Verhandlungen mit D&O-Versicherern einzubeziehen. 

Continental verfolgt zudem Schadensersatzansprüche gegen die Ursprüngli-
chen Rechtsberater im Zusammenhang mit deren Rechtsberatung zur Die-
selthematik. Die Ursprünglichen Rechtsberater weisen die Ansprüche zurück. 

Continental stehen keine Schadensersatzansprüche gegen ehemalige oder 
amtierende Mitglieder des Aufsichtsrats von Continental im Zusammenhang 
mit der Dieselthematik zu. Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass Mit-
glieder des Aufsichtsrats sich in irgendeiner Weise im Zusammenhang mit 
der Dieselthematik pflichtwidrig verhalten haben. 

g) Hälftige Teilung des Vergleichsbetrags mit der Schaeffler AG 

Am 26. September 2024 schloss Continental mit Vitesco einen Vergleich zur 
Regelung möglicher Ausgleichspflichten von Vitesco gegenüber Continental 
im Zusammenhang mit der Dieselthematik. Hintergrund war die Abspaltung 
des Geschäftsfelds Powertrain, zu dem auch die Business Unit Engine Sys-
tems gehörte, und der in diesem Zusammenhang geschlossene Konzerntren-
nungsvertrag zwischen Continental und Vitesco. Auf Grundlage des Ver-
gleichs zahlte Vitesco Continental EUR 125 Mio. Continental verpflichtete 
sich in diesem Vergleich im Gegenzug dazu, etwaige Erlöse aus der Geltend-
machung von Ansprüchen gegen Dritte in Bezug auf die Dieselthematik, nach 
Abzug angemessener Kosten durch Continental, hälftig mit Vitesco zu teilen. 
Rechtsnachfolgerin der Vitesco Technologies Group AG ist die Schaeffler AG 
(„Schaeffler“). Der Vergleichsbetrag in Höhe von rund EUR 43,7 Mio. ist 
demnach nach Abzug angemessener Kosten hälftig mit Schaeffler zu teilen.   

h) D&O-Versicherungsprogramm 
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Continental unterhält eine D&O-Versicherung. Diese gewährt bestimmten 
ehemaligen und amtierenden Führungskräften wie Organmitgliedern und Be-
reichsleitern von Continental („Versicherte Personen“) Versicherungsschutz 
für den Fall, dass diese wegen einer Pflichtverletzung, die sie in Ausübung 
ihrer Tätigkeit begangen haben, auf Schadensersatz in Anspruch genommen 
oder in diesem Zusammenhang behördliche Verfahren gegen sie eingeleitet 
werden. Für den Haftungs- und Deckungsvergleich ist das Versicherungspro-
gramm des Jahres 2020 einschlägig. Es besteht aus einem Grundvertrag, an 
den sich verschiedene Exzedentenversicherungsverträge anschließen (ge-
meinsam die „Continental-D&O 2020“). 

Die Continental-D&O 2020 beläuft sich auf eine Gesamtversicherungssumme 
von EUR 400 Mio. Sie besteht aus dem Grundvertrag über eine Grundde-
ckung mit einer Versicherungssumme in Höhe von EUR 25 Mio. sowie vier 
sich daran anschließenden Exzedentenversicherungsverträgen mit einer 
Versicherungssumme in Höhe von zusammen weiteren EUR 375 Mio. 

Continental meldete im November 2020 die seinerzeit bekannten Sachver-
halte vorsorglich gegenüber den D&O-Versicherern. Die Versicherer schlos-
sen für alle Versicherungsperioden ab dem 1. Januar 2021 jede weitere De-
ckung für die Dieselthematik vertraglich aus (in den Verträgen „Bereitstel-
lung unerlaubter Abschalteinrichtungen für Fahrzeugmotoren“). 

Zwischen Continental und den D&O-Versicherern besteht Uneinigkeit über 
den Umfang der Deckung. Continental ist der Ansicht, dass die betroffenen 
Sachverhalte gesamthaft unter die Continental-D&O 2020 fallen. Die D&O-
Versicherer vertraten gegenüber Continental sowie Wolfgang Schäfer, José 
Avila und Dr. Elmar Degenhart den Standpunkt, dass Schadensersatzan-
sprüche im Zusammenhang mit der fehlerhaften Aufklärung von Fehlverhal-
ten (sogenanntes „Bewältigungsmanagement“) nicht von den abgegebe-
nen Umstandsmeldungen erfasst seien. Jedenfalls seien diese Pflichtverlet-
zung aufgrund des Specific Matter-Ausschlusses nicht versichert. Die ent-
sprechenden Ansprüche sind Teil des Haftungs- und Deckungsvergleichs. 

 

i) Aufwendungen 

Continental hatte bis zum Aufsichtsratsbeschluss über die Geltendmachung 
der Ansprüche im September 2024 erstattungsfähige Schäden im Zusam-
menhang mit der Dieselthematik von insgesamt mindestens EUR 296 Mio. 
ermittelt. Der Betrag setzt sich unter anderem zusammen aus Kosten für in-
terne Untersuchungen und Verteidigung sowie aus Bußgeldzahlungen. Bis 
Ende des Jahres 2025 sind Continental im Zusammenhang mit der Dieselthe-
matik Kosten von insgesamt rund EUR 300 Mio. entstanden. 
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2.2.2 Wesentlicher Inhalt der Vergleichsvereinbarungen 

(1) Haftungs- und Deckungsvergleich 

Continental hat mit den Ehemaligen Vorstandsmitgliedern, dem Ehemaligen 
CCO und den D&O-Versicherern den als Anlage zu Tagesordnungspunkt 9 
wiedergegebenen Haftungs- und Deckungsvergleich abgeschlossen. 

Die wesentlichen Verpflichtungen und rechtlichen Wirkungen dieses Haf-
tungs- und Deckungsvergleichs sind: 

• Die D&O-Versicherer verpflichten sich nach Ziffer 1 des Haftungs- 
und Deckungsvergleichs, einen Vergleichsbetrag in Höhe von 
EUR 43.719.770,00 an Continental zu zahlen. 

• Die Parteien vereinbaren die Abgeltung und Erledigung aller Scha-
densersatzansprüche gegen sämtliche Versicherte Personen im Zu-
sammenhang mit der Dieselthematik. Dies gilt somit auch zu Gunsten 
von Andreas Wolf und allen anderen Versicherten Personen, die 
selbst nicht am Haftungs- und Deckungsvergleich beteiligt werden. 
Auch gilt dies für etwaige bisher unbekannte Schadensersatzansprü-
che. 

• Continental und die D&O-Versicherer haben im Haftungs- und De-
ckungsvergleich zudem ihre Auffassung festgehalten, dass für Or-
ganhaftungsansprüche im Zusammenhang mit der Dieselthematik, 
seit deren Entstehung noch keine drei Jahre abgelaufen sind und auf 
die daher nach den gesetzlichen Vorgaben noch nicht verzichtet wer-
den kann, kein Deckungsschutz unter der Continental-D&O 2020 
mehr besteht. 

• Die Parteien vereinbaren die Abgeltung und Erledigung aller (De-
ckungs-)Ansprüche im Zusammenhang mit der Dieselthematik gegen 
die D&O-Versicherer. 

• Die Ehemaligen Vorstandsmitglieder und der Ehemalige CCO wer-
den nicht verpflichtet, einen Eigenbeitrag zu leisten. 

• Für die D&O-Versicherer, die Ehemaligen Vorstandsmitglieder und 
den Ehemaligen CCO soll die Dieselthematik bei Continental mit der 
Zahlung durch die D&O-Versicherer endgültig abgeschlossen sein. 
Daher sind entsprechende Freistellungsregelungen für den Fall vor-
gesehen, dass Continental beispielsweise Dritte – wie die Ursprüng-
lichen Rechtsberater – im Zusammenhang mit der Dieselthematik in 
Anspruch nimmt und diese daraufhin wiederum die Ehemaligen 
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Vorstandsmitglieder, den Ehemaligen CCO oder andere Versicherte 
Personen in Anspruch nehmen. 

• Sollten Dritte Regressansprüche gegenüber den Ehemaligen Vor-
standsmitgliedern oder dem Ehemaligen CCO geltend machen, 
stellt Continental diese jeweils von diesen Regressansprüchen 
frei und übernimmt etwaige Verteidigungskosten. 

• Falls Versicherte Personen die D&O-Versicherer im Zusammen-
hang mit der Dieselthematik in Anspruch nehmen, stellt Continen-
tal die D&O-Versicherer von diesen Deckungsansprüchen frei und 
übernimmt etwaige Verteidigungskosten. 

• Die Zahlung der D&O-Versicherer wird einen Monat nach der Zustim-
mung der Hauptversammlung zum Haftungs- und Deckungsvergleich 
fällig. 

• Wenn es in einem Strafverfahren gegen Dr. Karl-Thomas Neumann 
zu einem Gerichtsverfahren kommt, entstehen weitere Verteidigungs-
kosten. Diese Kosten hat Continental für Dr. Karl-Thomas Neumann, 
nicht aber für andere Angeklagte, zu tragen. Im Falle einer Verurtei-
lung kann Continental die Kosten von Dr. Karl-Thomas Neumann zu-
rückfordern. 

• Die Wirksamkeit des Haftungs- und Deckungsvergleichs steht unter 
der aufschiebenden Bedingung, dass die Hauptversammlung von 
Continental zustimmt und nicht eine Minderheit, deren Anteile zusam-
men den zehnten Teil des Grundkapitals von Continental erreichen, 
gegen die Beschlussfassung zur Niederschrift Widerspruch erhebt. 
Das spiegelt die in § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG geregelten gesetzlichen 
Anforderungen wider.  

• Der Haftungs- und Deckungsvergleich trifft Regelungen für den Fall, 
dass eine Beschlussmängelklage gegen den Zustimmungsbeschluss 
der Hauptversammlung erhoben wird. Allein die Erhebung einer sol-
chen Beschlussmängelklage hindert das Wirksamwerden des Haf-
tungs- und Deckungsvergleichs nicht. Hat eine Beschlussmängel-
klage Erfolg, entfällt die Wirksamkeit des Haftungs- und Deckungs-
vergleichs rückwirkend. Es sind jedoch Regelungen enthalten, die in 
diesem Szenario sicherstellen, dass Continental die Ansprüche wei-
terverfolgen kann, sich also die Ehemaligen Vorstandsmitglieder nicht 
auf Verjährung berufen können. 

• Der Haftungs- und Deckungsvergleich enthält eine Klausel, die zwar 
allgemein formuliert ist, aber nur für den Ehemaligen CCO Rechtswir-
kung entfalten kann. Nach dieser Klausel verzichtet Continental 
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darauf, in das Privatvermögen der Anspruchsgegner zu vollstrecken, 
sollte die Hauptversammlung dem Haftungs- und Deckungsvergleich 
nicht zustimmen oder der Zustimmungsbeschluss erfolgreich ange-
fochten werden. Ein solcher Verzicht wäre gegenüber den ehemali-
gen Vorstandsmitgliedern nur dann wirksam, wenn die Hauptver-
sammlung wirksam zustimmt. Eine solche Wirksamkeit wäre durch 
festgestellte Nichtigkeit oder Unwirksamkeit gerade nicht mehr gege-
ben. Damit kann der Verzicht nur gegenüber dem Ehemaligen CCO 
wirksam werden. 

• Die Ehemaligen Vorstandsmitglieder und der Ehemalige CCO ver-
zichten darauf, die Einrede der Verjährung zu erheben. Dieser Ver-
zicht gilt auch fort, falls die Hauptversammlung dem Haftungs- und 
Deckungsvergleich nicht zustimmt bzw. eine Minderheit, deren An-
teile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals erreichen, zur 
Niederschrift Widerspruch erhebt oder einzelne Aktionäre den Zu-
stimmungsbeschluss der Hauptversammlung zum Haftungs- und De-
ckungsvergleich anfechten. Der Verzicht stellt also sicher, dass Con-
tinental die Ansprüche noch gerichtlich geltend machen kann, wenn 
der Haftungs- und Deckungsvergleich nicht wirksam wird oder seine 
Wirksamkeit rückwirkend wegfällt. 

• Die Parteien des Haftungs- und Deckungsvergleichs tragen die ihnen 
im Zusammenhang mit dem Abschluss des Gesamtvergleichs ent-
standenen Kosten jeweils selbst. 

(2) Annex (Vergleich mit Wolfgang Schäfer) 

Zu Beginn der Untersuchung von Skadden im Juni 2021 war Wolfgang Schä-
fer noch ein amtierendes Vorstandsmitglied. Am 18. November 2021 schloss 
Continental mit Wolfgang Schäfer eine Vereinbarung, mit der dieser und Con-
tinental im Zusammenhang mit der Dieselthematik sein Dienstverhältnis zum 
31. Januar 2022 aufhoben („Aufhebungsvereinbarung“). In der Aufhe-
bungsvereinbarung einigten sich Continental und Wolfgang Schäfer darauf, 
dass dieser einen Anspruch hat auf (i) eine Ausgleichszahlung von ca. 
EUR 6,7 Mio., es sei denn, bei Abschluss seiner Aufhebungsvereinbarung 
lag ein außerordentlicher Kündigungsgrund vor, und (ii) ausstehende Dienst-
bezüge und Boni von ca. EUR 2,0 Mio., die Continental nach Abschluss von 
Untersuchung und Ermittlungsverfahren mit Schadensersatzansprüchen ver-
rechnen kann. Die Höhe der Ausgleichszahlung basierte auf einer in der Pra-
xis häufig angesetzten Abfindung für die Restlaufzeit des Dienstvertrags, ge-
deckelt auf maximal zwei Jahre. 
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Continental geht davon aus, dass der Anspruch auf die Ausgleichszahlung 
nicht entstanden ist und stützt sich dabei auf die Ergebnisse der internen Un-
tersuchung und die rechtliche Einschätzung seiner Berater. 

Ein von der Staatsanwaltschaft Hannover im Jahr 2021 gegen Wolfgang 
Schäfer eingeleitetes Ermittlungsverfahren endete Mitte Dezember 2024 mit 
einer Einstellung mangels Tatverdachts nach § 170 Abs. 2 StPO. Ab diesem 
Zeitpunkt konnte Continental Wolfgang Schäfers ausstehende Dienstbezüge 
gemäß dem Aufhebungsvertrag mit eigenen Forderungen gegen ihn verrech-
nen. Wolfgang Schäfer verlangte jedoch die Auszahlung der Dienstbezüge 
und zumindest eines Teils der Ausgleichszahlung, jeweils zuzüglich Zinsen. 

Wolfgang Schäfer hat im Verlauf der Verhandlungen seine Beteiligung am 
Haftungs- und Deckungsvergleich davon abhängig gemacht, dass sich Con-
tinental vorab mit ihm über seine Ansprüche auf die Zahlungen nebst Zinsen 
einigt. Wolfgang Schäfer hatte sich nach intensiven Verhandlungen am 
12. September 2025 bereit erklärt, sich an dem Haftungs- und Deckungsver-
gleich zu beteiligen, wenn Continental mit ihm in einem Annex zu dem Haf-
tungs- und Deckungsvergleich im Wesentlichen die folgenden Vereinbarun-
gen trifft: 

• Continental zahlt Wolfgang Schäfer seine bis zu seiner Amtsnieder-
legung erdienten Dienstbezüge in Höhe von ca. EUR 2,0 Mio. nebst 
jeweiligen gesetzlich geregelten Verzugszinsen. 

• Continental zahlt weitere EUR 2,8 Mio. nebst jeweiligen gesetzlich 
geregelten Verzugszinsen an Wolfgang Schäfer zur Abgeltung der 
streitigen Ausgleichszahlung von ca. EUR 6,7 Mio. 

• Continental erstattet Wolfgang Schäfer gemäß dem hierzu am 
30. September 2021 gefassten Aufsichtsratsbeschluss angemessene 
und erforderliche Kosten seiner Strafverteidigung. 

• Wolfgang Schäfers Rentenansprüche gegen Continental bleiben be-
stehen. 

• Dieser Vergleich wird erst wirksam, wenn die Hauptversammlung 
dem Gesamtvergleich zugestimmt hat und nicht eine Minderheit, de-
ren Anteile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals erreichen, 
zur Niederschrift Widerspruch erhebt. 

• Continental verzichtet darauf, die Einrede der Verjährung bezüglich 
der vorgenannten Ansprüche von Wolfgang Schäfer zu erheben. Der 
Verjährungsverzicht gilt 15,5 Monate länger als der Verjährungsver-
zicht, den Wolfgang Schäfer im Gesamtvergleich abgibt. 
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• Falls einzelne Aktionäre anschließend erfolgreich gerichtlich gegen
den Gesamtvergleich vorgehen, schließen Continental und Wolfgang
Schäfer einen neuen Vergleich ab. Dieser soll dem Inhalt des vorhe-
rigen Vergleichs möglichst nahekommen, aber die Umstände berück-
sichtigen, die zum Erfolg des gerichtlichen Vorgehens des jeweiligen
Aktionärs geführt haben.

2.2.3 Rechtliche Rahmenbedingung der Hauptversammlungsvorlage 

Der hier zur Abstimmung gestellte Haftungs- und Deckungsvergleich samt Annex Ver-
gleichsvereinbarung zwischen Continental und Wolfgang Schäfer bedarf der Zustim-
mung der Hauptversammlung nach § 93 Abs. 4 Satz 3 AktG. Nach dieser Vorschrift 
kann Continental nur dann auf Ersatzansprüche gegen Organmitglieder verzichten 
oder sich darüber vergleichen, wenn seit der Entstehung des Anspruchs drei Jahre 
vergangen sind, die Hauptversammlung zustimmt und nicht eine Minderheit, deren 
Anteile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals erreichen, zur Niederschrift 
Widerspruch erhebt. Der Haftungs- und Deckungsvergleich enthält Elemente eines 
Vergleichs und eines Verzichts und unterfällt deshalb der Vorschrift. 

Die Hauptversammlung kann über den Haftungs- und Deckungsvergleich abstimmen, 
weil die Mindestfrist von drei Jahren abgelaufen ist. Die Frist beginnt mit der An-
spruchsentstehung. Ein Anspruch entsteht, sobald die Pflichtverletzung begangen ist 
und sich ein Schaden konkret abzeichnet. Die Frist beginnt, unabhängig davon, ob 
der Schaden in seiner Entwicklung abgeschlossen ist, sobald der Anspruch durch 
Leistungs- oder Feststellungsklage geltend gemacht werden kann. Dieser Zeitpunkt 
liegt bei sämtlichen untersuchten Sachverhalten mehr als drei Jahre zurück. Daher 
kann die Hauptversammlung über den Haftungs- und Deckungsvergleich abstimmen. 

2.2.4 Wesentliche Gründe für den Vergleich 

Aufsichtsrat und Vorstand von Continental sind der Überzeugung, dass der Abschluss 
des unter dem Tagesordnungspunkt 9 zur Abstimmung gestellten Haftungs- und De-
ckungsvergleichs samt Annex im Interesse von Continental liegt, da die Vorteile eines 
Vergleichsabschlusses die möglichen Nachteile überwiegen. Dem liegen folgende Er-
wägungen zugrunde: 

• Die Verantwortlichkeiten der Organmitglieder von Continental im Zusammen-
hang mit der Dieselthematik sind eingehend und sehr sorgfältig aufgearbeitet
worden. Nach Abschluss dieser umfassenden Untersuchung soll die Aufar-
beitung nunmehr abgeschlossen werden, damit Continental weitestgehend
einen Schlussstrich unter die Dieselthematik ziehen kann. Mit dem Wirksam-
werden des Vergleichs kehrt Rechtsfrieden ein. Dies gilt nicht nur im Hinblick
auf die Ehemaligen Vorstandsmitglieder und den Ehemaligen CCO, sondern
auch im Hinblick auf sonstige Versicherte Personen.
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• Continental kann damit die freiwerdenden internen zeitlichen und finanziellen 
Ressourcen für Zukunftsthemen nutzen, die angesichts der epochalen geo-
politischen, makroökonomischen Umbrüche und technischen Neuerungen 
dringend benötigt werden. In diesem Umfeld hatten und haben die Transfor-
mationsmaßnahmen und die Neuausrichtung der verschiedenen Unterneh-
mensbereiche durch die Separierung im Wege der schon erfolgten Abspal-
tungen von Vitesco und Aumovio und des geplanten Verkaufs des ContiTech-
Geschäfts allerhöchste Priorität. Im Fokus der Unternehmensführung und der 
Belegschaft von Continental stehen die Konzentration der Unternehmensbe-
reiche auf „pure play“ in jeweils technologisch anspruchsvollen Segmenten, 
Sicherung der Marktanteile und Nutzen von Wachstumschancen. Der von 
den D&O-Versicherern zu leistende Vergleichsbetrag kann für diese Trans-
formationsmaßnahmen genutzt werden. 

• Aufsichtsrat und Vorstand halten das Verhandlungsergebnis und insbeson-
dere die Höhe der durch die D&O-Versicherer zu leistenden Zahlungen im 
Interesse der Gesellschaft für wirtschaftlich sehr gut vertretbar. Dies gilt auch, 
wenn man berücksichtigt, dass Continental die Hälfte des Vergleichsbetrags 
nach Abzug angemessener Kosten an Schaeffler weiterreichen und einen 
mittleren einstelligen Millionenbetrag an Wolfgang Schäfer auszahlen muss. 
Der Vergleichsbetrag liegt zwar deutlich unter dem Betrag, den Continental 
als Schaden gegenüber den Ehemaligen Vorstandsmitgliedern geltend ge-
macht hat. Es ist aber fraglich, ob Continental mit einer Klage gegen die Ehe-
maligen Vorstandsmitglieder ein finanziell besseres Ergebnis erzielen 
könnte. Continental hat sich im Vorfeld des Vergleichsabschluss eingehend 
mit den Prozessrisiken einer möglichen Klage auseinandergesetzt. Nach die-
ser Analyse sind auch Szenarien denkbar, in denen Continental keinen oder 
nur einen sehr geringen Schadenersatzanspruch durchsetzen könnte. Hinzu 
kommen die beachtlichen Kosten, die damit einhergehen, Schadensersatz-
ansprüche in einem solch komplexen Sachverhalt gerichtlich und gegebenen-
falls über mehrere Instanzen durchzusetzen. 

• Continental führte die Verhandlungen des Haftungs- und Deckungsvergleichs 
mit Nachdruck über mehrere Runden. Continental kommunizierte frühzeitig 
gegenüber den D&O-Versicherern, dass das Unternehmen Mitte September 
2025 ohne Einigung oder Verjährungseinredeverzichte Klagen erheben 
würde. In den letzten Wochen vor Vergleichsschluss bewegten sich die D&O-
Versicherer erheblich und schilderten andererseits glaubhaft, dass sie sich 
nicht weiter auf Continental zubewegen könnten. Die Schadensersatzansprü-
che gegen die früheren Vorstandsmitglieder drohten zu diesem Zeitpunkt zu 
verjähren. Ein Weiterverhandeln ohne Klageerhebung nach Mitte September 
2025 war nicht möglich, da die Ehemaligen Vorstandsmitglieder keine Ver-
jährungsverzichte erklärt hatten. Es wäre aufgrund der Äußerungen der D&O-
Versicherer auch nicht zielführend gewesen. Bei Einleitung eines streitigen 
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Verfahrens zur Verjährungshemmung wäre das Angebot der D&O-Versiche-
rer hinfällig gewesen. 

• Der Vergleichsschluss im September 2025 barg auch den größtmöglichen 
Kostenvorteil für Continental. Durch die Verhandlungen mit den D&O-Versi-
cherern waren Continental bis zu diesem Zeitpunkt keine ungewöhnlich gro-
ßen Kosten für die Rechtsdurchsetzung entstanden. Diese Kosten werden 
zudem vor der hälftigen Aufteilung des Vergleichsbetrags zwischen Continen-
tal und Vitesco in Abzug gebracht. 

• Eine streitige Durchsetzung der Ansprüche wäre mit erheblichen weiteren 
Kosten verbunden. Continental würde mit erheblichen Verfahrenskosten be-
lastet, deren Kostentragung maßgeblich vom ungewissen Ausgang des ge-
richtlichen Verfahrens abhängt und die in jedem Fall zunächst von Continen-
tal in Vorleistung oder den D&O-Versicherern zu erbringen wären. Kosten-
übernahmen durch die D&O-Versicherer würden Teile der Versicherungs-
summe aufbrauchen. 

• Die Ehemaligen Vorstandsmitglieder und D&O-Versicherer haben in den Ver-
handlungen tatsächliche und rechtliche Einwände zur Abwehr der Ersatzan-
sprüche vorgetragen. Continental ist diesen Einwänden in den Verhandlun-
gen mit sehr guten Argumenten entgegengetreten. Einige Rechtsfragen sind 
jedoch bislang noch nicht höchstrichterlich entschieden. 

• Eine verbindliche Klärung des Bestehens von Schadensersatzansprüchen 
und ein etwaiger Mittelzufluss bei Continental wären zudem erst in einigen 
Jahren nach möglicherweise mehreren langwierigen Verfahren zu erwarten. 
Denn soweit die D&O-Versicherer nach einem erfolgreichen Haftungsverfah-
ren nicht zahlen würden, müsste noch ein Deckungsklageverfahren gegen 
die D&O-Versicherer angestrengt werden. Wie die Erfahrung zeigt, kann für 
Haftungs- und folgende Deckungsprozesse ein Zeitraum von mehr als zehn 
Jahren vergehen. Bei Abschluss des Haftungs- und Deckungsvergleichs 
kann Continental von sämtlichen eigenen gerichtlichen Schritten absehen so-
wie eine Vergütungsklage Wolfgang Schäfers und die jeweils damit verbun-
denen Kosten vermeiden. Die D&O-Versicherer zahlen den Vergleichsbetrag 
spätestens einen Monat, nachdem die Hauptversammlung zugestimmt und 
nicht eine Minderheit, deren Anteile zusammen den zehnten Teil des Grund-
kapitals erreichen, zur Niederschrift Widerspruch erhoben hat, an Continen-
tal. 

• Der Vergleichsbetrag liegt im Verhältnis zu dem entstandenen Schaden am 
oberen Rahmen dessen, was D&O-Versicherer in anderen öffentlich bekann-
ten Organhaftungsfällen erstattet haben. Die Einigung mit den D&O-Versi-
cherern kann auch insgesamt als Erfolg betrachtet werden. Häufig dauern 
Verhandlungen mit D&O-Versicherern mehrere Jahre an und sind 
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entsprechend mit erheblichen Kosten und hohem zeitlichen Aufwand verbun-
den. Oft unterbreiten die D&O-Versicherer auch erst dann ein akzeptables 
Vergleichsangebot, wenn das betroffene Unternehmen ein Gerichtsverfahren 
angestrengt und einen ersten anspruchsstützenden Hinweis oder gar ein po-
sitives erstinstanzliches Urteil erwirkt hat. Dies haben Vertreter des 1. und 
2. Exzedentenlayers in den Verhandlungen auch ausdrücklich erwogen. 

• Eigenbeiträge der Ehemaligen Vorstandsmitglieder sind im Haftungs- und 
Deckungsvergleich nicht vereinbart. Aus Sicht von Continental brauchte es 
einen persönlichen finanziellen Beitrag der Ehemaligen Vorstandsmitglieder  
nicht, da (i) diesen nur Organisationsversäumnisse und Unterlassen, aber 
kein aktives und kein vorsätzliches Verhalten vorgeworfen wird, (ii) Eigenbei-
träge nur gerichtlich (also langwierig und kostspielig) hätten durchgesetzt 
werden können, weil die Ehemaligen Vorstandsmitglieder alle Vorwürfe nach-
drücklich zurückweisen und (iii) Continental in den Verhandlungen auch ohne 
Eigenbeiträge ein gutes Verhandlungsergebnis erreichen konnte. Insofern 
waren die Verhandlungen über den Haftungs- und Deckungsvergleich einfa-
cher, schneller und auch günstiger. Wolfgang Schäfer verzichtet zudem mit 
dem Abschluss seines Vergleichs auf einen Teil der von ihm erhobenen An-
sprüche. 

• Die Anspruchsverfolgung gegen die Ursprünglichen Rechtsberater dauert an. 
Eine erfolgreiche Anspruchsverfolgung würde den Gesamtschaden weiter re-
duzieren.  

• Der Verzicht auf mögliche Haftungsansprüche gegen die sonstigen Versi-
cherten Personen birgt keine wirtschaftlichen Nachteile für die Gesellschaft, 
da nach Auskunft der Rechtsberater des Unternehmens keine zusätzlichen 
werthaltigen Schadensersatzansprüche von Continental gegen weitere Ver-
sicherte Personen bestehen. 

• Weitere Reputationsschäden durch negative Berichterstattung zur Dieselthe-
matik werden weitgehend ausgeschlossen. Im Zuge der Restrukturierungs-
maßnahmen von Continental war und ist die Wahrung der öffentlichen Repu-
tation ein besonderes Anliegen der Gesellschaft. 

2.2.5 Zusammenfassende Empfehlung 

Auf dieser Grundlage sind Aufsichtsrat und Vorstand der Überzeugung, dass die unter 
dem Tagesordnungspunkt 9 der Tagesordnung zur Abstimmung gestellte Vergleichs-
vereinbarung im Unternehmensinteresse einer gerichtlichen Durchsetzung von Er-
satz- beziehungsweise Deckungsansprüchen bei Weitem vorzuziehen ist. Nach Auf-
fassung des Aufsichtsrats und Vorstands überwiegt insofern deutlich das Interesse 
der Gesellschaft, die rechtliche Aufarbeitung der Dieselthematik in Bezug auf die zi-
vilrechtlichen Verantwortlichkeiten der Organmitglieder durch die 
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Vergleichsvereinbarung zügig, rechtssicher sowie endgültig abzuschließen. Auf-
sichtsrat und Vorstand schlagen daher der Hauptversammlung vor, dem Haftungs- 
und Deckungsvergleich zuzustimmen. 

 

***Ende des Auszugs aus der Einladung zur Hauptversammlung*** 

  




